






heiten einzuklagen, zu sichern und zu vertreten. 
Wer nur für Mehrheiten arbeitet, also Minderheiten in 
unserer Gesellschaft aussperrt, diskriminiert, macht sich 
mitschuldig an dem Klima der sozialen Kälte. 

Artikel 3, Abs.3 Grundgesetz ist zu beachten: 
"Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Ab­
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat 
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt 
werden." 

Artikel 3, Abs. 3 Grundgesetz wollte auch eine Antwort 
auf die Verfolgung aus rassischen und religiösen Grün­
den durch den NS-Staat geben. 
Das Ziel des Artikel 3 Grundgesetz ist nicht Gleichma­
cherei, sondern Gleichwertigkeit. 
Ohne die Ausländerinnen und Ausländer wäre unser 
Sozialsystem im bisherigen Umfange nicht aufrecht zu 
erhalten. 
Die bei uns lebenden Ausländerinnen und Ausländer 
zahlen jährlich 
10 Mrd. DM Einkommensteuer 
7 Mrd. DM Rentenversicherungsbeiträge 
2 Mrd. DM Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
5 Mrd. DM Krankenversicherungsbeiträge. 

Die Leistungen, die sie beziehen, sind weitaus geringer. 
Hinzu kommt eine Kaufkraft von 40 bis 50 Mrd. DM. 

Weder die Industrie noch das Handwerk, noch die pri va­
ten und öffentlichen Dienstleistungsbetriebe könnten 
ohne die ausländischen Arbeiblehmerinnen und Arbeit­
nehmer im bisherigen Umfange produzieren und Dienst­
leistungen anbieten. 

"Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen, ist Verpflichtung der staatlichen Ge­
walt." 

Soweit Artikel 1 Grundgesetz. 
Die Würde des Menschen zu achten und zu verteidigen, 
muß uns allen eine Verpflichtung sein. 

Reichsbanner intern 
Bericht aus Berlin: 
Freiheitsbund e. V. 
Landesverband Berlin 

Karl-Heinz Jungmann 

Nach dem Ende des vorigen Jahres die Bezirksversamm­
lungen vorbei waren, wurde an die Vorbereitungen für 
die Landes-Delegierten-Versammlung am 14. Februar 
1992 gedacht. 
Die umfangreichen Vorarbeiten brachten dann auch den 
gewünschten Erfolg, und sie konnte ohne Vorkommnisse 
zügig durchgeführt werden. 
Alle Delegierten der Bezirke waren vollzählig anwe­
send. 
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Nach der Eröffnung der Versammlung durch unseren 
Vorsitzenden Kamerad Horst Simanowski, fand die Eh­
rung für unsere verstorbenen Mitglieder statt -
die Kameraden Walter Fleck und Georg Münz, 
beide waren über viele Jahre unsere Landesrevisoren. 
Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren! 

Nach den Berichten des Vorstandes, deren Entlastung, 
gab es eine Beschlußfassung zur neuen Satzung, welche 
sich der des Reichsbanners anschließt. 

Hiernach folgten die Neuwahlen: es wurden in den 
Vorstand gewählt die Kameraden 
Horst Simanowski, Horst Brüggemann, Günter Reichelt, 
Joachim Hübner und Bernd Hegewald, 
in dieser Reihenfolge. 

Zu wählen waren noch die Landesrevisoren und die 
Bundes- und Ersatzdelegierten. 
Der Vorsitzende, Kamerad Horst Simanowski, nahm 
dann die Ehrung der anwesenden Delegierten, die über 
40 Jahre Mitglied im Freiheitsbund Berlin sind, vor und 
überreichte ihnen eine Ehrenurkunde. Er erwähnte auch 
die "40-jährigen" aus den Bezirken, denen über ihre 
Vorsitzenden die Ehrenurkunde überreicht wird. 

In Erweiterung und der immer weiteren Vervollständi­
gung der Gedenkstätte "20. Juli" in der Stauffenberg­
straße wurde im November 199 l dem Gremium der 
Gedenkstätte eine Reichsbanner-Fahne des ehemaligen 
Kreises Schöneberg/Friedenau als Dauerleihgabe über­
geben. 

Wir wünschen allen Kameradinnen und Kameraden für 
die Zukunft ••Alles Gute'' ! 

Günter Reicbelt 

Veranstaltungen des 
Ortsverein Frankfurt am Main 

1. Am 28. März im Bürgerhaus Bornheim ein aktueller 
Vortrag von Historiker Dr. Peter Scherer über ' 'Zerfall 
der Sowjetunion in geopolitischer Sicht.'' 

2. Am 15. April um 9.30 Uhr Besichtigung der 1987 
abgebrannten und neuaufgebauten Oper. 

3. Am 27. Juni 15.00 Uhr im Bürgerhaus Bornheim 
Vorträge von MdB Gudrun Schaich-Walch und Hans 
Brück über ' ' Ist der soziale Frieden zerstört?'' 

4 . Freitag, den 14. August, busfahrt vom Frankfurter 
Römer zur Porta Nigra, Besichtigung des 2000-jährigen 
Stadt-Denkmals, weiter am Moselufer entlang bis Bem­
kastel und zurück nach Frankfurt. 

Alfred Körner 



Briefe und Meinungen 

Zu Heft 2 und 3/1991 

Werte Kameraden, 
ich meine, es ist unerläßlich, zu dem interessanten Arti­
kel von Kamerad Hans Bonkas im Juli-Heft mit dem Titel 
'' Aus der Geschichte lernen'' und dem guten Kommen­
tar hierzu von Kaµierad Gerhard Schild im September 
noch eine Ergänzung zu bringen - eine erfreuliche inso­
fern, als es ja bei jenem Papenputscb vom 20. Juli 1932 
im Gegensatz zum Versagen der Preußischen Regierung 
eine entschlossene und mutige Gegenaktion aus der 
Mitte des Reichsbanners gegeben bat, auf die wir alle 
stolz sein können, und zwar auf Initiative unseres 1984 
verstorbenen Kameraden Hubertus Prinz zu Löwenstein, 
der bis zu seinem Tode Bundesehrenvorsitzender des 
Reichsbanners war. 

Löwenstein war damals 1932 Leiter der Reichsbanner­
Nachwuchsorganisation Vortrupp Schwarz-Rot-Gold und 
Mitglied im Gauvorstand Berlin-Brandenburg. Weil 
Ministerpräsident Otto Braun und Innenminister Karl 
Severing untätig blieben, hat Löwenstein im Einverneh­
men mit dem Reichsbannerführer Arthur Neidbardt in 
Berlin den, fast möchte man sagen verzweifelten Ver­
such unternommen, sie dennoch um der Rettung der 
Republik willen zur Gegenwehr, gewissermaßen zum 
"Gegenstaatsstreich" zu zwingen, dies mit Unterstüt­
zung der süddeutschen Regierungen. Noch in der Nacht 
zum 21. Juli flog er, begleitet von Kamerad Sigmund 
Nathan aus Magdeburg, nach München. Legitimiert 
durch ein gesiegeltes Schreiben des Staatssekretärs im 
Preußischen Innenministerium Wilhelm Abegg, verhan­
delte er mit dem Bayerischen Innenminister Karl Stützel, 
dann mit Ministerpräsident Heinrich Held. Er unterbrei­
tete ihnen folgendes Ersuchen: 
'' l. Die Bayerische Regierung möge das Vorgehen Pa­
pens als das, was es ist, nämlich als offenen Verfassungs­
bruch brandmarken. 
2. Die Bayerische Regierung möge erklären, daß sie nur 
die Regierung Braun-Severing als legal und damit als 
berechtigten Verhandlungspartner anerkenne. 
3. Die Bayerische Regierung möge alle verfassungstreu­
en Formationen wie Bayernwacbt, Reichsbanner und 
Gewerkschaften anrufen." 
Als Innenminister Stützei nach Beratung im Kabinett 
bereits am nächsten Vormittag das volle Einverständnis 
erklärte, fuhren Löwenstein und Nathan sofort weiter 
nach Stuttgart, wo gerade die Länderkonferenz der süd­
deutschen Regierungen tagte, dann nach Darmstadt. Daß 
sie für ihre Mission sogleich auf Verständnis stießen, lag 
gewiß auch daran, daß die Süddeutschen, sollte Papen als 
Reichskanzler sieb erst einmal dem größten deutschen 
Land Preußen gegenüber durchgesetzt haben, in Zukunft 
selber ein ähnliches Vorgeben befürchteten. In Hessen 
stellte Innenminister Wilhelm Leuscbner in Aussiebt, 
unverzüglich eine Konferenz der süddeutschen Länder 
einzuberufen, der die Hanseaten, wie er meinte, sich 
gewiß anschließen würden, und er erklärte sieb sogar 
bereit, der Preußischen Regierung Darmstadt, das in der 
damals entmilitarisierten Zone lag und daher dem Zu-

griff der Reichswehr entzogen war, als "Exilsitz" zur 
Verfügung zu stellen. 
Aufzeichnungen von Arthur Neidhardt und Sigmund 
Nathan über die Aktion sind erhalten, und ich selber, 
damals Stellvertreter von Kamerad Löwenstein im Reichs­
banner und in alle Einzelheiten eingeweiht, bin ein noch 
überlebender Zeitzeuge. Ausführlich geschildert ist das 
gesamte Unternehmen in dem Kapitel über den 20. Juli 
1932 in Prinz Löwensteins Buch "Die Tragödie eines 
Volkes" (Seite 132-160), das 1934deutsch,engliscb und 
holländisch erschien. 
Einzige Bedingung für diese Unterstützung gegen Papen 
war: "Die Preußische Regierung muß sofort in einer der 
Öffentlichkeit zugänglichen Form durch ein Telegramm 
oder durch eine Rede Brauns, Hirtsiefers oder Severings 
verkünden, daß sie sich zum Schutz und zur Wiederher­
stellung der Reichsverfassung an die Süddeutschen 
Regierungen gewandt hat.'' Dazu aber konnte sich diese 
Regierung nicht aufraffen, sie wollte sich lieber, wie wir 
wissen, auf spätere Wahlen und auf ein Urteil des Reichs­
gerichts verlassen - die aber, wie Löwenstein voraussah, 
weil bis dahin die rote Festung Preußen gefallen war, an 
der Lage nichts mehr änderten. 
So muß man also leider dem Urteil Karl Rohes in seiner 
Geschichte des Reichsbanners zustimmen, daß jene Ent­
scblußlosigkeit Brauns und Severings der Republik' 'das 
Rückgrat brach und unmittelbar der Machtergreüung 
Hitlers den Weg bereitete", um damit aus der Geschich­
te für die Zukunft zu lernen. 

Vollanar ZOhlsdorff 

Namen, Nachrichten, Notizen 

Blockaden der Pflegeversicherung beenden 

Durch eine rasche und konsequente Umsetzung der im 
Gesundheitsreformgesetz vorgesehenen Kostendämpfungs­
maßnahmen bei den Leistungsanbietern (Ärzte, Zahn­
ärzte, Pbarma usw.) muß die Absicherung der PtlegefiUle 
ohne zusätzliche Belastung von Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern in der gesetzlichen Krankenversicherung 
durchgeführt werden, forderte die stellvertretende DGB­
Vorsitzende Ursula Engelen-Kefer am Dienstag in Bonn. 
Um die politische Blockade bei der Pflegeversicherung 
aufzulösen, schlägt der DGB vor, die bisherigen Leistun­
gen für Ptlegedürftige in der Krankenversicherung zu 
erweitern. So sollten von 1993 an die häuslichen und ab 
1994 die stationären Pflegehilfen verbessert werden. Um 
eine gerechte Finanzierung zu sichern, sollte die Bei­
tragsbemessungs- und Versicherungspflichtgrenze in der 
Krankenversicherung angehoben werden. Dann ließen 
sich die Ausgaben der Krankenversicherung einschließ­
lich der Pflegeabsicherung zu einem durchschnittlichen 
Beitragssatz von 12,7 Prozent (1994) finanzieren. Die 
zuständigen Minister Hasselfeldt und Blüm forderte 
Engelen-Kefer zu einer Konzertierten Aktion auf, damit 
die Blockaden und Lähmungen im Gesundheitswesen 
und bei der Pflegeversicherung endlich überwunden 
werden können. 

Eine ungebremste Ausgabenexpansion zugunsten der 
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hohen Einkommen und Gewinne der Leistungsanbieter 
würde bei den Krankenkassen bis Ende 1993 zu einem 
Defizit von etwa 20 Milliarden DM führen. Der durch­
schnittliche Beitragssatz müßte dann bei über 13 Prozent 
liegen. Anstelle einer solchen Subventionierung unwirt­
schaftlicher Strukturen im Gesundheitswesen sollten 
diese Mittel zugunsten einer verbesserten Versorgung 
Pflegebedürftiger verwandt werden, verlange Engelen­
Kefer. 

Bei der Vorstellung der "DGB-Forderung zur Wirt­
schaftlichkeit und Qualität im Gesundheitswesen'' erin­
nerte Engelen-Kefer daran, daß mit dem Gesundheitsre­
formgesetz etwa 6,5 Milliarden DM durch Festbeträge 
bei Arznei- und Hilfsmitteln sowie durch wirtschaftli­
cheres Verhalten der Leistungsanbieter eingespart wer­
den sollten. Davon wurden aber mindestens 5 Milliarden 
DM bis heute nicht realisiert, weil die entsprechenden 
Maßnahmen nicht odernurunzulänglich umgesetzt sind. 
Engelen-Kefer nannte als Beispiele die preissenkenden 
Festbeträge bei Arzneimitteln, die bisher nur für ein 
Drittel der Medikamente gelten, die Richtgröße bei 
Arznei- und Heilmittelverordnungen und die verbesserte 
Wirtschaftlichkeitsprüfung bei Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenhäusern. 

Daher sollten unverzüglich die gesetzlichen Vorausset­
zungen geschaffen bzw. verbessert werden, damit diese 
Maßnahmen endlich umgesetzt werden können. Darüber 
hinaus müßten mittelfristig weitere Reformen vorgese­
hen werden, um die Wirtschaftlichkeit des Gesundheits­
wesens zu erhöhen. Dazu gehörten, so Engelen-Kefer, 
die Begrenzung der Zahl niedergelassener Kassenärzte, 
die Reform der kostentreibenden Vergütungssysteme, 
der Abbau bzw. die veränderte Nutzung nicht bedarfsge­
rechter Krankenhauskapazitäten, Preisverhandlungen der 
Kassen mit der Pharmaindustrie, eine für die ärztliche 
Verordnung verbindliche Arzneimittelliste sowie die 
Verpflichtung der Krankenkassen, gegenüber den Lei­
stungsanbietern gemeinsam und einheitlich zu handeln. 

Karl-Heinz Jungmann 

Einkommensanrechnung bei Hinterbliebenen­
renten in den neuen Ländern 

Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VOR) 
hat kürzlich anläßlich der Rentenumwertung in den 
neuen Bundesländern im Hinblick auf die Einkommen­
sanrechnung bei Hinterbliebenenrenten auf folgenden 
Sachverhalt hingewiesen: 

Die Einkommensanrechnung bei Hinterbliebenenrenten 
ist in den alten Bundesländern zum 1. Januar 1986 
eingeführt worden. Nachdem die Angleichung des Wit­
wenrentenrechtes in den neuen Bundesländern an das 
Recht des Alt-Bundesgebietes in den meisten Fällen zu 
einer erheblichen Erhöhung der Witwenrenten, die bis­
her in der Regel als zweite Leistung stark gekürzt gezahlt 
worden waren, geführt hatte, mußten folgerichtig nun 
auch die Vorschriften über die Einkommensanrechnung 
für die neuen Bundesländer Geltung erlangen. Dabei 
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wird nicht das sonstige eigene anrechenbare Einkom­
men, z.B. die eigene Versichertenrente, gekürzt. Viel­
mehr mindert sich die Witwenrente und ist ggf. über­
haupt nicht zu zahlen. 

Vom anrechenbaren Einkommen wird ein Nettobetrag 
ermittelt. Von diesem ist ein Freibetrag abzuziehen. Die 
Differenz ist zu 40 Prozent auf die Witwenrente anzu­
rechnen, vermindert diese folglich. 

Der Freibetrag beläuft sich in den neuen Bundesländern 
derzeit auf 622,25 Mark monatlich. Er erhöht sich um 
132 Mark für jedes waisenberechtigte Kind. 

*** 

Nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bun­
desamtes ist die Zahl der Eheschließungen in Deutsch­
land vonrun~ 516.000 im Jahr 1990aufetwa453.000im 
Jahr 1991 und damit um 12,2 Prozent zurückgegangen. 
Während in den elf alten Bundesländern 2,8 Prozent 
weniger Paare den Weg zum Standesamt fanden, halbier­
te sich die Zahl der Eheschließungen in den neuen 
Bundesländern (-50,3 Prozent). 

Insgesamt erblickten in Deutschland 1991 828.000 Kin­
der das Licht der Welt. Das bedeutet im Vergleich zum 
Vorjahr einen Rückgang um 7 ,8 Prozent, der hauptsäch­
lich auf die Entwicklung in den neuen Bundesländern (-
38,8 Prozent) zurückzuführen ist. Im alten Bundesgebiet 
wurde mit etwa 721.000 geborenen Kindern das Vorjah­
resniveau nur um 0,3 Prozent unterschritten. 

Die Zahl der Gestorbenen lag sowohl im alten Bundes­
gebiet mit 703.000 (-1 Prozent) als auch in den neuen 
Bundesländern mit 198.000 (-1,6 Prozent) nur geringfü­
gig niedriger als im Vorjahreszeitraum, so daß mit rund 
901.000 Todesfällen im Jahr 1991 insgesamt 1,1 Prozent 
weniger Menschen gestorben sind als 1990. 1991 starben 
somit in Deutschland etwa 73.000 Personen mehr als 
Kinder geboren wurden. 
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